
Beschlussvorschlag 
 
Sitzung: 
Gemeindevertretung Süderbrarup 
 
Datum der Sitzung: 15.06.2020 
 

Tagesordnungspunkt:  neuer TOP 9:  Beratung und Beschlussfassung über den Beitritt in den 
Planungsverband im Amt Süderbrarup  

 

 

Sachverhalt: 
Die Gemeinde Süderbrarup hat bis zum Jahr 2014 gemeinsam auf Amtsebene eine 

gemeinsame Planung der Flächennutzungspläne vorgenommen. Nach dem das Amt seit 

2014 lediglich 5 Aufgaben übernehmen durfte, ist ein Planungsverband gegründet worden. 

Diesem sind die Ortsteile Brebel und Dollrottfeld (damals noch eigenständig) beigetreten. 

Der Ortsteil Süderbrarup bis heute nicht. 

 

Mit dem Zusammenschluss der Gemeinden Brebel, Dollrottfeld und Süderbrarup ist die neue 

Gemeinde Süderbrarup Mitglied im Planungsverband geworden und hält hier eine Stimme 

(eine Kommune = eine Stimme). 

 

2017 ist der Versuch eines Beitritts in den Planungsverband unter Auflage einer 

Stimmenverteilung, wie im Amtsausschuss, trotz 9 ja, 1 nein und einer enthaltenden Stimme 

gescheitert. Aufgrund der erforderlichen Satzungsänderung im Planungsverband und der 

damit verbundenen notwendigen ¾ Mehrheit waren 10 Ja-Stimmen erforderlich. 

 

Nach § 204 BauGB die Änderungen und Aufstellungen von F-Plänen die Zustimmung der 

höheren Verwaltungsbehörde (Innenministerium) erforderlich.  

 

Mit dem Planungsverband spart sich die Gemeinde Süderbrarup diese Zustimmung und wird 

so für zukünftige F-Pläne voraussichtlich Planungszeit einsparen. 

 

Um für die zukünftigen Projekte den Planungszeitraum zu verkürzen und die derzeit 

unglückliche Situation einer Mitgliedschaft der Ortsteile Brebel und Dollrottfeld mit dessen 

ehemaligen Gemeindeflächen zu bereinigen, ist erneut ein Beitritt in den Planungsverband 

zu beraten. 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt den Eintritt in den Planungsverband Süderbrarup 
vorbehaltlich einer vorherigen Satzungsänderung in Bezug auf die Stimmenanteile, die sich 
an der Stimmenverteilung im Breitbandzweckverband orientieren sollen. 
 
Hiernach erhält jede Kommune pro angefangene 1.000 Einwohner (jeweils Stand 01.01.) 
eine Stimme.  
 
 
09.06.2020 
Hansen 
 
 
Abstimmungsergebnis 



 

Ja-Stimmen 
 

Nein-Stimmen Enthaltungen 
 
 
 
 
 
 

 
 
 


